
auf ©inen vor dem 1. März 1950 liegenden Tag an­
beraumt sind.

§ 12
Die Regierung kann vom Obersten Gerichtshof oder 

einzelnen oder einigen seiner Senate Rechtsgutachten 
erfordern.

§ 13
(1) Der Präsident dee Obersten Gerichtshofes ist Vor­

gesetzter und AnsteRungsbehörde für dessen Urkunds­
beamten der Geschäftsstelle und sonstigen nichtrichter­
lichen Angestellten. Die Regierung kann sich ihre Mit­
wirkung oder Entscheidung bei der Anstellung oder 
Entlassung gewisser Gruppen von Angestellten Vor­
behalten.

(2) Im übrigen wird der Dienst- und Geschäftsbetrieb 
durch eine Geschäftsordnung geregelt, die auf Vor­
schlag des Präsidenten zum Großen Senat zu be­
schließen ist und der Zustimmung der Regierung bedarf.

(3) Die Rechte der Betriebsvertretung, insbesondere 
auf Mitwirkung bei der Anstellung und Entlassung 
nichtrichterlicher Angestellter bleiben unberührt, eben­
so die Schuitzbestdmmungen für anerkannte Opfer des 
Faschismus und für Schwerbeschädigte.

§ 14
(1) Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft beim 

Obersten Gerichtshof liegen der Obersten Staats­
anwaltschaft ob, die unter der Leitung des Obersten 
Staatsanwalts der Republik aus diesem, den ihm bei- 
geordneten Staatsanwälten und den erforderlichen 
■sonstigen Angestellten besteht.

(2) Der Oberste Staatsanwalt wird gemäß Art. 131 der 
Verfassung von der Volkskammer gewählt. Er kann 
von ihr unter den Voraussetzungen und in dem Ver­
fahren des Art. 132 der Verfassung abberufen werden. 
Außerdem gilt für Ihn § 1, Abs. 2 Buchstabe b bis d, 
Abs. 3 und 4 dieses Gesetzes.

(3) Die dem Obersten Staatsanwalt beigeordneten 
Staatsanwälte müssen die Fähigkeit zum Richteramte 
häben. Sie dürfen kein richterliches Amt ausüben. Sie 
werden vom Ministerium der Justiz ernannt; für die 
Ernennung des allgemeinen Vertreters des Obersten 
Staatsanwaltes und der Abteilungsleiter ist die Zustim­
mung der Regierung erforderlich.

(4) Das Ministerium kann dem Obersten Staatsanwalt 
die Ernennung und Entlassung der sonstigen An­
gestellten übertragen. § 13 Abs. 3 gilt auch für sie.

§ 15
(1) Vor dem Obersten Gerichtshof herrscht Anwalts­

zwang.
(2) Anwälte, die vor einem deutschen Gericht zu­

gelassen sind, können vom Ministerium der Justiz zur 
Vertretung vor dem Obersten Gericht zugelassen wer­
den. Ihre bisherige Zulassung bleibt aufrechterhalten.

B e r l i n ,  den............................1949

B e g r ü n d u n g
des Entwurfs eines Gesetzes über den Obersten Ge­
richtshof der Deutschen Demokratischen Republik.

a) A l l g e m e i n e s
Grundsätzlich muß angenommen werden, daß die 

Art. 131 und 132 der Verfassung die Bestellung und 
Abberufung von Richtern erschöpfend — abgesehen von 
den offenbar im Ausführungsgesetz aufzunehmenden 
Bestimmungen über die Einzelheiten des Verfahrens — 
regeln sollen. Es ist also nicht möglich, Richter aus 
anderen Gründen oder in anderen Verfahren zu ent­
lassen.

Dagegen ist nicht anzunehmen, daß der Verlust des 
Richteramtes, der auf Grund gewisser Rechtstatsachen 
von jeher von A m t s  w e g e n  eingetreten ist, nun­

mehr ebenfalls durch das Abberufungsverfahren 
abgelöst werden sollte, daß insbesondere ein zu 
Zuchthaus oder Ehrenrechtsverlust verurteilter Richter 
sein Amt zunächst, bis die Volkskammer über seine 
Abberufung entscheidet, behalten soll. Entsprechendes 
gilt für die Entmündigung.

Dagegen ist es nicht möglich, den Amtsenthebungs­
grund des Verlustes, der zum Richteramt notwendigen 
geistigen oder körperlichen Kräfte aufrechtzuerhalten 
und etwa die Entscheidung dem Ministerium der Justiz 
zu übertragen. Das würde das Alleinrecht der Volks­
kammer durchbrechen; außerdem haben frühere Er­
fahrungen die Möglichkeit gelegentlichen politischen 
Mißbrauchs gezeigt. Sachlich wird man auch ohne eine 
solche Bestimmung auskommen können; bei Geistes­
schwäche oder gar Geisteskrankheit endet das Amt 
durch Entmündigung, bei leichteren Gebrechen würde, 
wenn durch sie die Erfüllung der Amtspflichten ernst­
lich behindert wird, das Festhalten am Amte eine nach 
Art. 132 der Verfassung verfolgbare Pflichtwidrigkeit 
bedeuten.

Schon aus der Stellung eines O b e r s t e n  Gerichts­
hofes ergibt sich, daß er für Rechtsmittel zuständig 
sein soll. Darüber hinaus ist ihm Bestätigung in erster 
Instanz bei sinngemäßer Auslegung des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 4 verboten (vgl. § 12 des Entw.). Über­
tragung von Berufungen würde ihn zu sehr mit Ar­
beit belasten. Er muß daher wie das frühere Reichs­
gericht auf Revisionen beschränkt werden, zu denen 
das diesen verwandte außerordentliche Rechtsmittel 
der Kassation tritt. Die Vorschriften über das Revi­
sionsverfahren einschließlich der Statthaftigkeit der 
Revision waren dabei als etwas Gegebenes hinzuneh­
men (vgl. §§ 4 und 9). Bei den Strafsachen war jedoch 
eine neue Abgrenzung der Zuständigkeit gegenüber 
den gleichfalls als Revisionsgerichten tätigen Ober­
landesgerichten. Das nach 1924 maßgebende Unterschei­
dungsmerkmal — Zuständigkeit des Reichsgerichts, 
wenn in erster Instenz das erweiterte, das OLG, wenn 
das gewöhnliche Schöffengericht oder der Amtsrichter 
entschieden hatte — ist infolge des Wegfalls des er­
weiterten Schöffengerichts nicht mehr verwendbar. 
Auch die vor 1924 vorgesdiriebene Abgrenzung — Revi­
sion an das OLG gegen Berufungsurteile, an das 
Reichsgericht gegen erstinstanzliche Urteile der Straf­
kammern — ist nicht recht verwendbar, da die hierfür 
letztlich maßgebliche Zuständigkeitsgrenze zwischen 
Amtsgericht und Strafkammer erster Instanz meist — 
z. B. nach der Wirtschaftsstrafverordnung — fließend 
ist, so daß die Wahl in der Angehung beider Gerichte 
meist im Ermessen der Staatsanwaltschaft bei Er­
hebung der Anklage ankommt, während, soweit über­
haupt das Ermessen der StA maßgebend sein soll, die 
Lage bei der Urteilsfällung entscheidend sein sollte.

Daher wird vorgeschlagen die Zuständigkeit auf 
seiten des Angeklagten vom Inhalt des Urteils, auf 
seiten der STA von der Entschließung des Obersten 
Staatsanwalts zur Zeit der Revisionseinlegung abhän- 
gen zu lassen.

Vom Kassationsverfahren haben erfahrungsgemäß 
fast ausschließlich die Generalstaatsanwälte, also prak­
tisch kaum die Oberlandesgerichtspräsidenten, Gebrauch 
gemacht. Im Interesse der übrigen Prozeßbeteiligten, 
namentlich der Angeklagten, wird daher vorgeschla­
gen, es diesen unmittelbar zu gewähren und zur Ver­
hütung übermäßiger Beanspruchung des ObGH die 
Kassation von-einer Zulassung abhängig zu machen.

b) E i n z e l b e s t i m m u n g e n  

§ 1
Vergleiche Absatz 2 und 3 der allgemeinen Vorbe­

merkungen.
Der Fall des freiwilligen Ausscheidens ist in der Ver­

fassung nicht ausdrücklich vorgesehen; es kann aber
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